
Fachtagung  Brunnen  2024  –
Programm / Anmeldung
geschrieben von Andreas Cabalzar | Oktober 10, 2024

Programm

Donnerstag, 7. November 2024
14.00 Uhr Erof̈fnung der Tagung

 
Urs Stauffer, Pras̈ident Of̈fentliches Personal

Schweiz (ZV)

  

14.10Uhr Überblick Einsatzgebiete KI im Arbeitsalltag

 Dr. Javier Montoya, Hochschule Luzern

  

15.05 Uhr
Aus der Werkstatt: Entwicklung von KI-Werkzeugen

für die Verwaltung (Link Zusammenfassung)

 Timon Jäggi, AI Spaces

  

16:00 Uhr Pause

  

16.30 Uhr
Praxisteil: Anwendungsbeispiel KI-Werkzeug in der

Verwaltung (Link Zusammenfassung)

 Timon Jäggi, AI Spaces

  

17:00 Uhr
Welche Jobs braucht es wirklich? Die Theorie der
„Bullshit-Jobs“ erklärt (Link Zusammenfassung)

 Dr. Simon Walo, Universität Zürich

  

https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2024/10/fachtagung-brunnen-2022-programm-anmeldung-2-2
https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2024/10/fachtagung-brunnen-2022-programm-anmeldung-2-2
https://www.hslu.ch/de-ch/hochschule-luzern/ueber-uns/personensuche/profile/?pid=5376
https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2024/06/aus-der-werkstatt-entwicklung-von-ki-werkzeugen-fuer-die-verwaltung-mit-praxisteil
https://www.ai-spaces.com/de/about-us
https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2024/06/aus-der-werkstatt-entwicklung-von-ki-werkzeugen-fuer-die-verwaltung-mit-praxisteil
https://www.ai-spaces.com/de
https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2024/03/welche-jobs-braucht-es-wirklich-die-theorie-der-bullshit-jobs-erklaert
https://www.suz.uzh.ch/de/institut/mitarbeitende/walo.html


17.45
Uhr 

Datenschutzrechtliche Herausforderungen der
Generativen KI (Link Zusammenfassung)

 Dr. Michèle Balthasar, Balthasar Legal

  

18.15
Uhr 

Apéro

  

19.00 Uhr Nachtessen

Freitag, 8. November 2024

8.30 Uhr
Treuepflicht in öffent.-rechtl. Anstellungen (Link

Zusammenfassung)

 RA Luc Humbel, MHB AG Rechtsanwälte, Brugg

  

09.15
Uhr 

Neue Leitentscheide aus dem Arbeitsrecht

 
Dr. Michael Merker, Baur Hürlimann Rechtsanwälte,
Baden / Dr. Corinne Saner, Menzi Saner Derendinger

Rechtsanwälte, Olten

  

10.00 Pause

  

10.30 Uhr
Auswirkungen von KI auf den Arbeitsmarkt (Link

Zusammenfassung)

 Prof. Dr. Matthias Binswanger, FHNW

  

11.30 Uhr
Neue Sicherheitsrisiken durch KI und
Digitalisierung (Link Zusammenfassung)

 Prof. Dr. Nico Ebert, ZHAW

  

https://oeffentlichespersonal.ch/veranstaltungen/2024/07/datenschutzrechtliche-herausforderungen-der-generativen-ki
https://balthasar-legal.ch/team/
https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2024/05/referat-treuepflicht-in-oeffentlich-rechtlichen-anstellungen
https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2024/05/referat-treuepflicht-in-oeffentlich-rechtlichen-anstellungen
https://mhb.ch/luc-humbel
https://bhlaw.ch/michael-merker/
https://bhlaw.ch/michael-merker/
https://netlo.ch/unser-team#Saner-Corinne
https://netlo.ch/unser-team#Saner-Corinne
https://oeffentlichespersonal.ch/veranstaltungen/2024/07/auswirkungen-von-ki-auf-den-arbeitsmarkt
https://oeffentlichespersonal.ch/veranstaltungen/2024/07/auswirkungen-von-ki-auf-den-arbeitsmarkt
https://www.fhnw.ch/de/personen/mathias-binswanger
https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2024/06/neue-sicherheitsrisiken-durch-ki-und-digitalisierung
https://www.zhaw.ch/de/ueber-uns/person/ebet/


12.25 Uhr Abschluss der Tagung

  

12.30 Uhr Mittagessen

 

Anmeldung
Es sind alle Mitglieder des ZV sowie auch Nichtmitglieder
herzlich eingeladen, sich für die Fachtagung anzumelden.

Anmeldungen sind ab heute anhand des folgenden Links möglich:

Anmeldung Fachtagung Brunnen

Wir freuen uns darauf, gemeinsam mit Ihnen zwei interessante
Tage  in  Brunnen  mit  lehrreichen  Vorträgen  und  spannenden
Diskussionen verbringen zu dürfen.

Lohnrunde 2025 – Teuerung und
Flexibilität
geschrieben von Andreas Cabalzar | Oktober 10, 2024
Das SECO prognostiziert für 2025 ein Wirtschaftswachstum von
1,7%. Die Inflation soll sich auf 1,1% senken. Diese Teuerung
ist  auszugleichen,  damit  kein  Lohnrückbau  die  Folge  ist.
Teuerung, die in den letzten Jahren nicht voll ausgeglichen
wurde, ist ebenfalls auszugleichen. Um die Konkurrenzfähigkeit
(Fachkräftemangel)  zu  erhalten,  ist  eine  Reallohnerhöhung
Thema. Die Erhöhung muss sich an der Differenz der eigenen
Löhne zu anderen vergleichbaren Funktionen bemessen.

https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2021/11/fachtagung-brunnen-2022-2
https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2024/06/lohnrunde-2025-teuerung-und-flexibilitaet
https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2024/06/lohnrunde-2025-teuerung-und-flexibilitaet


Ergänzend ist Kreativität bei den Arbeitsbedingungen dringend
nötig.  Angesprochen  sind  Ferien,  Arbeitszeit  und
Arbeitszeitflexibilität – hier sind Verbesserungen ein klares
Plus bei der Gewinnung neuer Mitarbeitender.

Von einer Lohnerhöhung kann nur gesprochen werden, wenn man
für  die  geleistete  Arbeit  wertmässig  mehr  bekommt.
Reallohnerhöhung  ist  hierfür  der  relevante  Begriff.  Die
Teuerung gleicht aus, was die Inflation an Wert genommen hat.
Beträgt  die  Inflation  z.B.  1,1  %,  dann  ist  die  nominelle
Anhebung des Lohns um diese 1,1% keine Lohnerhöhung. Es wird
nur der zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses vereinbarte Lohn
wertmässig weitergeführt. Gemäss einer Studie von PWC werden
in der öffentlichen Verwaltung bis 2030 ca. 130‘000 Fachkräfte
fehlen. Die bis dahin verfügbaren Werkzeuge mit künstlicher
Intelligenz  werden  nicht  alle  fehlenden  Arbeitnehmenden
ersetzen können. Daher droht ein Leistungsabbau. Will sich die
öffentliche Verwaltung richtig positionieren, und daran haben
die Mitarbeitenden ebenfalls ein Interesse, dann müssen die
Anstellungsbedingungen stimmen.

Wenn  Sie  das  Thema  KI  in  der  Verwaltung  interessieret,
empfehlen  wir  Ihnen  eine  Teilnahme  an  der  diesjährigen
Fachtagung in Brunnen vom 07. bis 08. November: Hier klicken
für das Programm.



Lohnrunde 2023 für das Jahr 2024 – ein Rückblick Im Gegensatz
zum  schweizerischen  Durchschnitt  kann  unter  Mitwirkung  der
Sozialpartner  (u.a.  öffentliches  Personal  Schweiz  ZV)  der
öffentliche  Dienst  mit  einem  Reallohnzuwachs  von  1,5%
gegenüber 2022 aufwarten. Das ist gut. Jeder Personalverband
ist gehalten, zu prüfen, ob «sein» Arbeitgeber an diesen Zubau
beigetragen hat oder nicht. Je nachdem muss die Forderung für
eine Reallohnerhöhung tiefer oder höher ausfallen, das lässt
sich  nicht  über  alle  öffentlichen  Arbeitgeber  gleich
beantworten. Gesamtschweizerisch und über alle Sektoren hinweg
haben sich die Nominallöhne (der Vergleich von Nominallöhnen
ist  der  Vergleich  der  zahlenmässigen  Höhe  der  Löhne  zum
Beispiel  2023  mit  2024  ohne  Herausrechnung  der  Teuerung)
gemäss Bundesamt für Statistik (BFS) gegenüber dem Vorjahr
durchschnittlich um 1,7% erhöht. Der Anstieg des Preisniveaus,
ausgelöst durch zahlreiche Faktoren (z.B. Energie, Wohnkosten,
aber ohne Krankenkasse), führte Ende Jahr zu einer Teuerung
von  +2,1%,  was  unter  Einbezug  dieser  durchschnittlichen
Jahresteuerung  bei  den  Reallöhnen  zu  einem  Rückgang  um
durchschnittlich 0,4% führte. In der öffentlichen Verwaltung
sah es besser aus. Teuerung Im Fokus der Lohnforderungen muss
zunächst die Teuerung stehen. Diese muss ausgeglichen werden

https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/Bild1-4.jpg


und  kann  nicht  als  Lohnerhöhung  qualifiziert  werden;  sie
stellt sicher, dass man wertmässig gleichviel verdient, wie
dies  im  Arbeitsvertrag  vereinbart  wurde.  Die  Teuerung  ist
deshalb  zu  prognostizieren;  da  die  Teuerung  nur  für  die
Zukunft  ausgeglichen  wird  (und  keine  nachträgliche
Entschädigung erfolgt, was ja auch nicht ausgeschlossen wäre),
ist nicht zurückhaltend zu prognostizieren. Zurzeit wird eine
Teuerung von 1,1% für das Jahr 2025 prognostiziert.

Die  Lohnrunde  2025  kann  nicht  ohne  Berücksichtigung  der
vorangegangenen Lohnrunden erfolgen. Das bedeutet: wurde die
vorjährige  Teuerungen  mit  der  Begründung,  deren  Höhe  sei
unklar,  oder  mit  der  Fehleinschätzung,  sie  sei  tiefer  zu
prognostizieren, nicht voll ausgeglichen, ist diese Differenz
nachzuschieben – sie lässt sich auch einfach berechnen. Zu
prüfen ist: Wurde die Teuerung ausgeglichen und gab es eine
Reallohnerhöhung oder nicht. Diese Zahlen sind fortzuführen.



Reallohnerhöhung  Die  ausgeglichene  hohe  Teuerung  ist  kein
Argument gegen eine Reallohnerhöhung. Diese beiden Zahlen sind
streng  auseinanderzuhalten.  Wer  lediglich  von  einer
«Lohnerhöhung»  spricht  und  nur  den  Ausgleich  der  Teuerung
meint, drückt sich nicht korrekt aus. Nach Auffassung der
Geschäftsleitung von Öffentliches Personal Schweiz (ZV) ist
nach Jahren des Rückbaus eine Reallohnerhöhung angezeigt. Die
Nachfragesituation  auf  dem  Arbeitsmarkt  für  Fachkräfte
unterstützt  diese  Vorstellung  kräftig.  Wer  keine
Mitarbeitenden  mehr  findet,  muss  die  Arbeitsbedingungen
anpassen. Für den Staat gilt dies verschärft, weil er nicht
frei ist, seine gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen oder nicht.
Er  muss  die  Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  rekrutieren
können.  Das  leuchtet  allen  für  den  Polizeidienst,  die

https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/Bild2-1.png


Lehrpersonen, das Gesundheitswesen oder die Energieversorgung
sofort  ein;  das  gilt  aber  auch  für  alle  anderen
Verwaltungszweige, selbst für die Steuern, weil wir diese für
die Bezahlung der zwingend nötigen Dienstleistungen brauchen.
Damit stellt sich die Frage der Höhe: Die öffentliche Hand
beschäftigt in der Hauptsache Fachkräfte. Hier besteht ein
erheblicher  Mangel  –  die  Nachfrage  ist  hoch,  das  Angebot
klein. Wir wollen keinen Service Public, der wegen zu tiefer
Löhne  gezwungen  ist,  nicht  ausgebildete  Mitarbeitende  zu
verpflichten  –  wie  dies  im  Moment  bei  den  Lehrpersonen
passiert. Wir wollen nach wie vor einen öffentlichen Dienst,
der gut und effizient arbeitet. Um diese Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter gewinnen zu können, muss der Lohn konkurrenzfähig
sein, d. h. (auch) mit der Privatwirtschaft mithalten können.
Die  Graphik  hiervor  zeigt,  dass  die  öffentliche  Hand  im
vergangenen Jahr teilweise Reallohnerhöhungen vorgenommen hat.
Jeder  Verband  hat  beim  Arbeitgeber  seiner  Mitglieder  zu
prüfen, ob er im vergangenen Jahr Reallohnerhöhungen gewährt
hat oder nicht. Je nachdem und abhängig von der Höhe ist eine
entsprechende  Forderung  zu  konkretisieren.  Dies  kann  nur
individuell geschehen.

Nicht nur Geld, auch Flexibilitäten und Weiterbildung Parallel
zur Entschädigung wird man sich Anderes überlegen müssen, um
die  Attraktivität  des  Arbeitsplatzes  zu  schärfen.

https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/Bild3-4.jpg


Lohnnebenleistungen,  kürzere  Arbeitszeiten,  andere
Arbeitszeitmodelle,  Teilzeitarbeit,  Arbeitsort  und  andere
Flexibilisierungen sind anzubieten. Man darf sich auch die
Frage stellen, ob man nach ausgebildeten Mitarbeitenden sucht
oder ob es beim bestehenden Fachkräftemangel nicht besser ist,
die  Mitarbeitenden  selbst  auszubilden.  Hier  ist  auf
Solidarität  zu  setzen.  Solidarität  meint,  dass  man  damit
rechnen  muss,  dass  Mitarbeitende  ihren  Job  wechseln,  man
bekommt von anderen öffentlichen Arbeitgebern, was man auch
selbst  gibt  –  das  hat  zur  Konsequenz,  dass  Aus-  und
Weiterbildungen  nicht  durch  scharfe  Rückzahlungsklauseln
verhindert werden dürfen. Im Weiteren gilt es sicherzustellen,
dass  treue  langjährige  Mitarbeitende  betreffend  die
Veränderungen der Anstellungsbedingungen nicht leer ausgehen.
Deren  Wissen  und  Erfahrung  ermöglicht  erst  das  effiziente
Einarbeiten  von  neuen  Mitarbeitenden.  Der  öffentliche
Arbeitgeber wird sich zudem an die Arbeit machen müssen, um
die Lohnbänder anzupassen. Es genügt nicht, den Lohn über alle
Mitarbeitenden zu erhöhen, es ist das Lohngefüge insgesamt –
ausgedrückt in den Lohnbändern –anzuheben. Erst so behält man
die vom Gesetzgeber gewünschten Entwicklungsmöglichkeiten des
einzelnen Mitarbeiters oder der einzelnen Mitarbeiterin bei
und kann die gute Leistung mit einer Lohnentwicklung und die
schlechte Leistung mit keiner Lohnentwicklung abgelten. Unsere
Empfehlung – Ausgleich der prognostizierten Nachführung nicht
ausgeglichener Teuerung der letzten Jahre. – Reallohnerhöhung
(nach  Prüfung  der  konkreten  Situation  beim  jeweiligen
Arbeitgeber) – Rückgängig machen von Sparmassnahmen, die in
der Vergangenheit zu Lasten des Personals umgesetzt wurden
(nach  Prüfung  der  konkreten  Situation  beim  jeweiligen
Arbeitgeber)  –  Erhöhung  der  Flexibilität  bei  den
Arbeitsbedingungen. – Mehr Ferien und Möglichkeit, Ferien zu
«kaufen» – Reduktion der Arbeitszeit

Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei der Lohnrunde 2025. Bei
Fragen stehen wir Ihnen jederzeit beratend zur Seite.



Ihre Geschäftsleitung Öffentliches Personal Schweiz

Motivierte
Vorstandsmitglieder  für  den
PV Stadt Bülach
geschrieben von Andreas Cabalzar | Oktober 10, 2024
Der Vorstand des Personalverbands der Stadt Bülach war seit
den Rücktritten zweier Vorstandsmitglieder etwas verwaist. So
haben wir uns 2023/2024 vor allem darauf konzentriert, im
Vorstand möglichst wieder die Reihen zu schliessen.

Durch  aktives  Werben  ist  es  uns  gelungen,  anlässlich  der
jüngsten  Generalversammlung  vom  3.  April  2024  drei  neue,
motivierte Vorstandsmitglieder zu präsentieren, die dann auch
in den Vorstand gewählt wurden. Wir sind happy und dankbar für
diese Entwicklung.

Bettina Pangerc danken wir herzlich für mehr als 10 Jahre
tatkräftige  Unterstützung  im  Personalverband;  sie  wird  am
30.6.2024 vom Vorstand zurück treten, weil sie ihre Stelle
gekündigt hat. Den neuen Vorstandsmitgliedern danken wir fürs
Mitmachen und wünschen viel Spass und Erfolg dabei.

Der Vorstand des Personalverbands der Stadt Bülach setzt sich
nun wie folgt zusammen:

Angelo Visconti, Präsident (unverändert)

René  Schellenberg,  Beisitzer  (unverändert,  ehemaliger
langjähriger Präsident)

Bettina Pangerc, Aktuarin (bis 30.6.2024)

https://oeffentlichespersonal.ch/verbaende/2024/05/motivierte-vorstandsmitglieder-fuer-den-pv-stadt-buelach
https://oeffentlichespersonal.ch/verbaende/2024/05/motivierte-vorstandsmitglieder-fuer-den-pv-stadt-buelach
https://oeffentlichespersonal.ch/verbaende/2024/05/motivierte-vorstandsmitglieder-fuer-den-pv-stadt-buelach


Neu ab April 2024:

Manuela Hegi, Beisitzerin;

Sascha Haman, Kassier;

Noreen Wäspi, Aktuarin.

Mitgliederversammlung 2023
geschrieben von Andreas Cabalzar | Oktober 10, 2024
Rund  70  Mitglieder  und  Gäste  nahmen  an  der  diesjährigen
Mitgliederversammlung  des  Baselstädtischen  Angestellten-
Verbandes  (BAV)  teil,  welche  am  1.  Juni  2023  im
Universitätsspital  Basel  stattfand.  Neben  den  ordentlichen
Traktanden wie Genehmigung von Jahresbericht, Jahresrechnung
sowie Budget waren auch Wahlen vorzunehmen.

Nachdem  die  ordentliche  Mitgliederversammlung  im  Vorjahr
anlässlich  des  125-jährigen  Jubiläums  des  BAV  auf  dem
Eventschiff  MS  Rhystärn  durchgeführt  worden  war,  fand  die
diesjährige Mitgliederversammlung wieder in gewohntem Rahmen –
im Universitätsspital Basel – statt.

Der  statutarische  Teil  der  Mitgliederversammlung,  durch
welchen – wie üblich – BAV-Präsident Dr. Gregor Thomi gekonnt
führte,  dauerte  rund  45  Minuten.  Sämtliche  Anträge  des
Vorstandes  wurden  einstimmig  angenommen.  Dies  bedeutet  im
Einzelnen:

• Das Protokoll der ordentlichen Mitgliederversammlung 2022,
der Jahresbericht 2022 sowie die Jahresrechnung 2022 wurden
genehmigt und dem Vorstand wurde von der Mitgliederversammlung
Décharge erteilt.

https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2023/06/mitgliederversammlung-2023


•  Der  eingetretene  und  in  dieser  Grössenordnung  erwartete
Jahresverlust  2022,  welcher  auf  die  budgetierten
ausserordentlichen  Ausgaben  im  Zusammenhang  mit  dem
Jubiläumsanlass vom 21. Juni 2022 zurückzuführen ist, wurde
auf die neue Rechnung vorgetragen.

•  Ebenfalls  genehmigt  wurde  das  Budget  2023.  Der
Mitgliederbeitrag wird auch für das Jahr 2024 unverändert bei
CHF  160.00  für  Aktive  und  CHF  80.00  für  Pensionierte  und
Lehrlinge belassen.

Die laufende Amtsperiode des Vorstandes und des Beirates des
BAV dauert noch bis zur Mitgliederversammlung 2025. Rund einen
Monat vor der Mitgliederversammlung hat den BAV-Vorstand die
schreckliche  Nachricht  erreicht,  dass  das  amtierende
Vorstandsmitglied Andreas Reyes Carpio am 2. Mai dieses Jahres
plötzlich und unerwartet verstorben ist. Andreas Reyes Carpio
war  zuletzt  über  20  Jahre  als  Baurevisor  bei  der
Finanzkontrolle Basel-Stadt tätig. Seit dem Jahr 2007 war er
Mitglied im BAV. Innerhalb des BAV engagierte er sich zunächst
als Mitglied des Beirates, zweitweise als Vorsitzender dieses
Gremiums. Seit Mai 2014 war er Mitglied des BAV-Vorstandes;
während mehreren Jahren amtete er auch als Vizepräsident. Als
Delegierter vertrat Andreas Reyes Carpio den BAV seit mehreren
Jahren  in  der  Arbeitsgemeinschaft  der  baselstädtischen
Staatspersonalverbände (AGSt Basel-Stadt); bis zu seinem Tod
war er auch Vizepräsident der AGSt. Seit mehreren Jahren war
er zudem Mitglied der Vorsorgekommission des Kantons (Bereich
Staat) und seit Juni 2021 Verwaltungsrat der Pensionskasse
Basel-Stadt. Der BAV wird Andreas Reyes Carpio als geschätzten
Kollegen in Erinnerung behalten, der sich vorbildlich für das
baselstädtische Staatspersonal einsetzte, und ihm ein ehrendes
Andenken bewahren.

Für  die  restliche  Dauer  der  Amtsperiode  von  der
Mitgliederversammlung neu in den Vorstand gewählt wurde Frau
Paula  Vicentini.  Paula  Vicentini  ist  seit  Ende  2016
Verantwortliche  der  Gruppe  Pensionierte  des  BAV  und



organisiert in dieser Funktion mit grossem Engagement jeweils
den  Pensioniertenausflug  und  den  Pensionierten-Stamm.  Bevor
Paula im Jahr 2014 pensioniert wurde, war sie während knapp 40
Jahren  im  Universitätsspital  als  Leiterin  Patientenwesen
tätig. Sie ist seit über 30 Jahren Mitglied im BAV. Seit
Anfang dieses Jahres nimmt sie regelmässig als Beisitzerin an
den Vorstandssitzungen des BAV teil. Mit Paula Vicentini haben
die zahlreichen pensionierten BAV-Mitglieder im Vorstand eine
direkte Stimme.

Der  Vorstand*  des  BAV  umfasst  aktuell  folgende  neun
Mitglieder:

• Dr. Gregor Thomi
Präsident

• Prof. Dr. Anne Eckert
Vizepräsidentin

• Sandra Haas
Kassierin / Ressort Finanzen

• Dr. Markus Dürrenberger
Ressort Versicherungen / Ressort Universität

• Christian Heim
Ressort Personalrecht

• Werner Weisskopf
Ressort Public Relations / Ressort Spitäler

• Patrizia Bardelli

• Haci Akgül

• Paula Vicentini

* Der Verbandssekretär hat im Vorstand Sitz und Stimme.

Als zusätzliches Beiratsmitglied wurde für die restliche Dauer
der  Amtsperiode  (bis  zur  Mitgliederversammlung  2025)  Herr



Stipan Bonic gewählt. Stipan Bonic ist 44 Jahre alt, arbeitet
seit 12 Jahren als Chauffeur bei der Stadtreinigung und ist
Mitglied im BAV seit rund 5 Jahren. Seit Herbst letzten Jahres
nimmt er regelmässig als Beisitzer an den Beiratssitzungen des
BAV teil.

Der Beirat des BAV setzt sich neu wie folgt zusammen:

• Thomas Mohler
Präsident

• Roger Chitvanni

• Michèle Runco

• Michel Vogel

• Stipan Bonic

Als Revisorinnen für das Rechnungsjahr 2023 wurden von der
Mitgliederversammlung  die  BAV-Mitglieder  Tanja  Antener  und
Susanne Handschin, als Ersatzrevisorinnen die BAV-Mitglieder
Leila Trenkle und Claudia Demel, gewählt.

Aufgrund der Wichtigkeit dieses Themas sprach BAV-Präsident
Dr.  Gregor  Thomi  auch  an  der  diesjährigen
Mitgliederversammlung  das  Thema  Mitgliederwerbung  an:  Damit
der BAV auch in eine erfolgreiche Zukunft blicken und die
Interessen der Mitarbeitenden des Kantons Basel-Stadt und der
angeschlossenen Institutionen bestmöglich vertreten kann, ist
es von grosser Wichtigkeit, dass er eine möglichst grosse
Anzahl Mitarbeitende zu seinen Mitgliedern zählen kann. Das
Thema Mitgliederwerbung ist längst ein fixes Traktandum an den
Vorstandssitzungen  des  BAV.  Der  Präsident  rief  die
Verbandsmitglieder  erneut  zur  Mitgliederwerbung  auf.

Im Anschluss an den offiziellen Teil bot sich den anwesenden
Verbandsmitgliedern und Gästen beim traditionellen Apéro samt
Buffet Gelegenheit für einen Austausch untereinander und mit
den Vorstandsmitgliedern.



MLaw Steven Hürlimann
Sekretär BAV

***

BAV-Daten 2023
Pensionierten-Stamm:
Dienstag, 22. August 2023
Dienstag, 24. Oktober 2023
Dienstag, 21. November 2023
Dienstag, 12. Dezember 2023
jeweils ab 15.00 Uhr im Restaurant Stadtkeller, Marktgasse 11,
Basel (zwischen Schifflände und Fischmarkt)

Kontaktmöglichkeiten BAV
Adresse: St. Alban-Vorstadt 21, 4052 Basel
Telefon: 061 272 45 11
E-Mail: info@bav-bs.ch
Website: www.bav-bs.ch

Reform BVG 21 am Abgrund?
geschrieben von Andreas Cabalzar | Oktober 10, 2024
Nach  der  Verabschiedung  des  Revisionsentwurfs  des
Bundesgesetzes  über  die  berufliche  Alters-,  Hinterlassenen-
und Invalidenvorsorge (BVG) am 25. November 2020 durch den
Bundesrat, dem vom Revisionsentwurf abweichenden Beschluss des
Nationalrats  vom  8.  Dezember  2021  und  dem  von  beidem
abweichenden Beschluss des Ständerats vom 12. Dezember 2022
liegen die Karten nun auf dem Tisch: We agree to disagree!

Wo liegen die wichtigsten Differenzen zwischen dem Entwurf des
Bundesrats,  der  vom  Nationalrat  beschlossenen  Variante  und
jener des Ständerats? Uneinigkeit herrscht insbesondere über

https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2023/02/reform-bvg-21-am-abgrund


die lohnmässige wie auch die altersmässige Eintrittsschwelle,
beim  Koordinationsabzug  und  bei  der  Kompensation  für  eine
Umwandlungssatzsenkung,  die  Details  können  der  beiliegenden
Tabelle entnommen werden:

Ich geb’s offen zu, ich war noch nie ein bekennender Fan des
sogenannten  Sozialpartnerkompromisses.  Die  Beschlüsse  des
National-  und  des  Ständerats  beinhalten  nun  sowohl
Verbesserungen  als  auch  Verschlechterungen  gegenüber  dem
bundesrätlichen  Vorschlag.  Die  Begeisterung  wird  dadurch
sicher nicht grösser.

Wie  weiter?  Am  12.  Dezember  2022  hat  die  UBS  in  einer
Medienmitteilung  in  einem  m. E.  ausgezeichneten  Artikel
dargelegt, was die grundlegenden Ziele der BVG-Reform sein
müssten und wie sie erreicht werden könnten:

 Bundesrat (BR) Nationalrat (NR) Ständerat (SR)

Jahreslohn CHF 21 510 CHF 12 548 CHF 17 208

Versicherungsbeginn
Risiko Alter

nach Vollendung
des

24. Altersjahrs

nach Vollendung
des

19. Altersjahrs

nach Vollendung des
24. Altersjahrs

Koordinationsabzug 50% 50% 15%

Kompensation für
eine

Umwandlungssatzsenku
ng

Die ersten fünf
Jahrgänge

erhalten bis zu
2400 Franken pro

Jahr, die
zweiten fünf
Jahrgänge noch

maximal 1800 und
die letzten fünf
1200 Franken.
Der Bundesrat
bestimmt danach

für jedes
Kalenderjahr die

Höhe des
Rentenzuschlags.

Die ersten fünf
Jahrgänge

erhalten bis zu
2400 Franken pro
Jahr, die zweiten
fünf Jahrgänge

noch maximal 1800
und die letzten

fünf 1200
Franken. Bei

Rentenvorbezug
wird der Zuschlag
gekürzt. Und wer
von der Senkung

des
Umwandlungssatzes
nicht betroffen
ist, erhält keine

Kompensation.

Zusätzlich obere
Limite:

Vorsorgeguthaben
grösser als der
zweieinhalbfache
Grenzbetrag nach

Artikel 8 Absatz 1 (85%
von 85 320 Franken)
haben keinen Anspruch
auf eine Kompensation.
In den letzten zwanzig

Jahren vor diesem
Zeitpunkt getätigte
Vorbezüge für die

Wohneigentumsförderung
werden an das
massgebliche
Altersguthaben
angerechnet.



Als fünften Punkt würde ich ergänzen:

Keine zentrale Finanzierung der Kompensation. Wie im besagten
UBS-Artikel nämlich sehr zutreffend ausgeführt wird, muss jede
Vorsorgeeinrichtung Rückstellungen für Pensionierungsverluste
bilden und sollte somit in der Lage sein, diese Rückstellungen
für Kompensationszahlungen zu nutzen. Vor allem aber: Wird die
Kompensation  zentral  über  eine  Organisation  administriert,
müssen  sich  alle  Versicherten  daran  beteiligen,  auch
diejenigen, deren Vorsorgeeinrichtung die Hausaufgaben schon
gemacht haben und die dadurch in der Vergangenheit schon zur
Kasse  gebeten  wurden.  Es  würde  einer  Ausweitung  der
Umverteilung  gleichkommen!

Und wenn ich noch einen sechsten Punkt ergänzen dürfte: ein
differenzierter Koordinationsabzug. Der Koordinationsabzug ist
für  den  Versicherungsteil  in  vollem  Umfang  absolut
gerechtfertigt. Eine Reduktion des Koordinationsabzugs führt
zu  einer  Doppelversicherung.  Auf  dem  Sparteil  macht  der
Koordinationsabzug jedoch keinen Sinn, weil dadurch weniger
Sparkapital geäufnet wird.

Auf die oben von mir gestellte Frage, wie weiter, komme ich
nicht  umhin,  mich  auch  hier  der  Meinung  der  UBS
anzuschliessen,  und  ich  zitiere:



«Lieber keine Reform als eine schlechte»

Es braucht keine Reformen um jeden Preis, sondern es braucht
eine  Reform,  die  gezielt  die  Umverteilung  begrenzt  und
gleichzeitig allen eine gute Versicherungsgrundlage heute und
in Zukunft bietet.» Dem ist eigentlich nix beizufügen. Warum
macht es die Politik nicht einfach so?

Ich bin klar der Meinung und zitiere auch hier aus dem UBS-
Artikel,  diesmal  eine  Aussage  von  Silvan  Gamper,
Pensionskassenexperte  bei  c-alm:  «Die  derzeitigen
Reformdiskussionen  können  (ich  würde  sogar  weitergehen:
«müssen»)  zu  einem  stabileren  und  gerechteren  System  der
beruflichen  Altersvorsorge  führen.  Aber  nur,  wenn  wir  dem
Kapitaldeckungsprinzip wieder näherkommen.» Dem ist eigentlich
nix beizufügen. Wann regelt es die Politik endlich so?

Andreas Cabalzar,
Co-Präsident VBS und Geschäftsleitungsmitglied
Öffentliches Personal Schweiz

Reform BVG 21 auf Irrwegen?
geschrieben von Andreas Cabalzar | Oktober 10, 2024
Nach  der  Verabschiedung  des  Revisionsentwurfs  des
Bundesgesetzes  über  die  berufliche  Alters-,  Hinterlassenen-
und  Invalidenvorsorge  (BVG)  am  25.  November  2020,  dem
Beschluss des Nationalrats vom 8. Dezember 2021 und den frisch
vorliegenden Anträgen der Kommission für soziale Sicherheit
und Soziales des Ständerats vom 26. April 2022 liegen die
Karten nun mehr oder weniger auf dem Tisch: Eigentlich wäre
man/frau sich in vielen Punkten ja grundsätzlich einig, und
doch droht die Vorlage zu scheitern.

https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2022/05/reform-bvg-21-auf-irrwegen


Wo liegen die wichtigsten Differenzen zwischen dem Entwurf des
Bundesrats, der vom Nationalrat beschlossenen Variante und der
von der ständerätlichen Vorberatungskommission verabschiedeten
Mehrheitslösung (Quelle: 20.089 BVG-Reform, Fahne Ständerat,
Sommersession 2022)?

Wobei  ich  hier  ausdrücklich  festhalten  möchte,  dass  die
nachfolgende Auswahl der gesetzlichen Bestimmungen auf meiner
persönlichen  Einschätzung  ihrer  Tragweite  beruht.  Die
Übersicht gibt aber doch einen guten Einblick, um was man sich
da so alles balgt:
Wenn man die verschiedenen Beschlüsse analysiert, kann man
durchaus Einigkeit in an sich wichtigen Grundsätzen erkennen:

Es ist offensichtlich unbestritten, dass einerseits die Höhe
der Renten so festzulegen wären, dass sie kostenneutral sind
und  dass  die  dazu  erforderlichen  Anpassungen  der
versicherungstechnischen Grundlagen zu tieferen Renten führen,
die mit flankierenden Massnahmen aufzufangen sind, einerseits
durch eine Erhöhung der Sparbeiträge und andererseits durch
einen Zusatzbeitrag für die Übergangsjahrgänge, welche nicht
oder nur unzureichend von höheren Sparbeiträgen profitieren
können. So weit – so gut. Der Weg, wie man dahin kommt, ist
jedoch umstritten.

Dazu liegen mittlerweile drei Varianten vor.

Die Varianten finden Sie entweder in der Printausgabe oder
hier als Pdf-Datei.

Ich verzichte darauf, die Unterschiede zu werten, aus dem
einfachen Grund, weil man in allen drei Varianten den Pfad der
Tugend  verlassen  hat,  indem  man  Systeme  vermischt  und
weiterhin  an  der  Regelung  technischer  Details  festhält,
anstatt sich auf das Wesentliche zu fokussieren. Ich halte es
für  verfehlt,  dass  der  Gesetzgeber  versicherungstechnische
Parameter wie den Umwandlungssatz festlegt, und dies erst noch
versicherungstechnisch  ungenügend,  zumindest  wenn  man  die

https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/ZV-Info_04_2022.pdf


grundsätzlich systemwidrige Querfinanzierung überhöhter Renten
vermeiden  will.  Der  versicherungstechnisch  korrekte
Umwandlungssatz  müsste  wohl  eher  bei  5  Prozent  liegen.

Die  vorgesehene  Anpassung  des  UWS  auf  6  Prozent  ist
klarerweise ungenügend. Und noch schlimmer, als flankierende
Massnahme  will  man  nun  im  BVG-System  einen  Rentenzuschlag
einführen, der auf dem Umlagerungs- und Solidaritätsprinzip
der  ersten  Säule  basiert.  Beide  Prinzipien  sind  gewiss
hochzuhalten, selbstverständlich, aber die 2. Säule ist eine
individuelle  Versicherung  und  basiert  auf  dem  individuell
Ersparten und den Kapitalerträgen. Im Prinzip wird die AHV+,
die vom Volk bedauerlicherweise abgelehnt worden ist, nun halt
einfach über die 2. Säule eingeführt.

Wenn man derart meckert, sollte man auch aufzeigen, was denn
mögliche Alternativen wären. Für einmal hat meines Erachtens
der Kanton Graubünden in einem umfassenden Reformpaket seiner
kantonalen Vorsorgeeinrichtung (Pensionskasse Graubünden; PK
GR) eine technisch saubere gut funktionierende und teilweise
auch  innovative  Lösung  entwickelt.  Vor  allem  wichtig,  es
wurden  in  der  politischen  Diskussion  im  Grossen  Rat
(Kantonsparlament)  die  relevanten  politischen  Fragen
diskutiert, allen voran das Leistungsziel der 2. Säule. Und
genau diese Diskussion fehlt auf nationaler Ebene. Basierend
auf  den  versicherungstechnisch  angepassten,  korrekten
Grundlagen ergab sich im Fall der PK GR der Standardsparplan
mit  den  entsprechenden  Sparbeitragssätzen.  Für  die  PK  GR
strategisch gesehen fast noch wichtiger war, dass zusätzlich
die Rentner*innen, die noch mit zu hohen Umwandlungssätzen
(UWS) in Rente gehen konnten, in ein eigenes geschlossenes
Vorsorgewerk überführt werden konnten, für das der Kanton eine
unbefristete  Staatsgarantie  (mittels  einer  Darlehensoption)
übernommen  hat.  Für  die  dritte  Kompetente,  eine  faire
Übergangslösung für die ersten zehn Jahrgänge, die zu wenig
von  den  höheren  Sparbeiträgen  profitieren  können,  um  die
Renteneinbusse infolge der Senkung des UWS kompensieren zu



können, war die PK GR selber besorgt. Die Übergangslösung ist
so ausgerichtet – und dies wurde im politischen Prozess offen
deklariert  –,  dass  die  Renteneinbussen  nicht  mehr  als  7
Prozent  im  Vergleich  zur  Rente  mit  den  vorgängigen
versicherungstechnischen  Grundlagen  betragen  darf.

Also auch hier ein klares quantitatives Ziel, auf das all die
Stellschrauben  auszurichten  waren.  Wenn  das  Bündner
Reformpaket  einen  Makel  hat,  dann  den,  dass  sich  die
Arbeitgebenden  an  der  Übergangslösung  finanziell  nicht
beteiligen mussten. Da im Fall der PK GR das Verhältnis von
Arbeitgeber- zu Arbeitnehmerbeitrag bei rund 54:46 liegt sowie
unter Berücksichtigung der Staatsgarantie für das Rentnerwerk,
muss man die fehlende Beteiligung der Arbeitgeberseite etwas
relativieren.

Was ist nun das Fazit: Falls eine der Varianten von BR/NR/SR
in Kraft treten sollte, wird man bestenfalls eine begrenzte
Entschärfung der Situation der 2. Säule erzielt haben. Trotz
einer  gut  gemeinten  Übergangslösung  wird  man  auch  nicht
wissen, wo man in Bezug auf das verfassungsmässige Ziel für
die 2. Säule (zusammen mit der Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenversicherung),  die  Fortsetzung  der  gewohnten
Lebenshaltung in angemessener Weise zu ermöglichen (Art. 113
Abs. 2 lit. a Bundesverfassung; SR 101), effektiv steht. Man
fischt so gesehen im Trüben. Sollte die Vorlage Reform BVG 21
scheitern, würde dies die Chance bieten, eine echte und auch
langfristig  funktionierende  Lösung  zu  bringen,  mit  einem
klaren Leistungsziel für die 1. und die 2. Säule und mit
quantitativen  Vorgaben  für  eine  Übergangslösung.  Eigentlich
wären doch dies die sozialpolitisch relevanten Fragen, die zu
entscheiden wären, und nicht wie hoch der Luftdruck in einem
Veloreifen sein sollte.

Andreas Cabalzar,
Co-Präsident VBS und Geschäftsleitungsmitglied
Öffentliches Personal Schweiz (ZV)



Reform AHV 21, Kommentar zum
Referendum
geschrieben von Andreas Cabalzar | Oktober 10, 2024
Am 17. Dezember 2021 hat das Parlament die Reform AHV 21
angenommen.  Das  Ziel  der  Reform  ist  es,  das  finanzielle
Gleichgewicht der AHV zu sichern und das Leistungsniveau in
der AHV zu erhalten. Gegen die Vorlage wurde das Referendum
ergriffen. Ein Angriff auf das eigene Schiff?

Worum geht‘s überhaupt, was steckt da alles drin in dieser
AHV-Reform  21?  Die  wichtigsten  Massnahmen  der  Reform  im
Überblick (Quelle Website Bundesamt für Sozialversicherungen,
BSV):

Vereinheitlichung  des  Referenzalters  für  Männer  und
Frauen  auf  65  Jahre  in  der  AHV  und  in  der
obligatorischen  beruflichen  Vorsorge.
– Das Referenzalter der Frauen wird etappenweise von 64
auf 65 Jahre angehoben (drei Monate pro         
  Jahr).
Ausgleichsmassnahmen für Frauen der Übergangsgeneration
(9 Jahrgänge)
–  AHV-Zuschlag  für  die  Frauen,  die  ihre  Altersrente
nicht vorbeziehen. Der Zuschlag ist nach Geburtsjahr   
 und durchschnittlichem Jahreseinkommen abgestuft.
– Tiefere Kürzungssätze für Frauen, die frühzeitig in
Rente gehen, abgestuft nach Einkommen
– Möglichkeit des Rentenvorbezugs bereits ab 62 Jahren
(max. drei Jahre).
Flexibilisierung des Rentenbezugs
– Flexible Pensionierung zwischen 63 und 70 Jahren in
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AHV  und  der  obligatorischen  BV  (für  Männer  und    
 Frauen).
– Gleitender Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand
durch Einführung des Teilrentenvorbezugs       und des
Teilrentenaufschubs.
Anreize für die Weiterführung der Erwerbstätigkeit ab 65
– Nach Erreichen des Referenzalters können AHV-Beiträge
auf kleinen Löhnen bezahlt werden (der           
   Freibetrag  von  aktuell  Fr.  1400/Monat  ist
freiwillig).
– Nach dem Referenzalter geleistete AHV-Beiträge werden
berücksichtigt, um die Rente aufzubessern.
Zusatzfinanzierung durch Erhöhung der Mehrwertsteuer
–  Zeitlich  unbegrenzte  proportionale
Mehrwertsteuererhöhung  von  0,4  Prozentpunkten.

Alle  Massnahmen  sind  miteinander  verknüpft:  Die
Mehrwertsteuererhöhung kann nur in Kraft treten, wenn auch die
anderen  Massnahmen  angenommen  werden,  und  umgekehrt.  Das
Schweizer Stimmvolk muss in jedem Fall über die Erhöhung der
Mehrwertsteuer  abstimmen,  weil  diese  dem  obligatorischen
Referendum unterliegt (Bundesbeschluss).

Am 4. Januar 2022 hat ein Bündnis aus Gewerkschaften, linken
Parteien  und  Frauenverbänden  das  Referendum  gegen  den
Gesetzesentwurf ergriffen. Die Referendumsfrist läuft bis 7.
April 2022. In einem Kommentar in der NZZ am 4. Januar 2022
äussert sich Fabian Schäfer sehr kritisch zur Position der
Gegnerinnen und Gegner der Reform AHV 21. Er schreibt von
Pulverdampf  und  Klassenkampf.  Das  kompakte  rot-grüne  Lager
schicke sich an, die anstehenden Urnengänge, in denen es um
relativ  pragmatische  Vorlagen  gehe,  ideologisch  maximal
aufzuladen. Das sei nichts für sensible Gemüter.

Nebst dem, dass Fabian Schäfer mit seinem Wording selber auch
Pulverdampf erzeugt, sind die sachlichen Argumente in seinem
Artikel meines Erachtens durchaus überzeugend.



Es trifft wohl zu, dass mit der Erhöhung des Referenzalters
für  Frauen  auf  65  Jahre  ein  zusätzliches  Beitragsjahr
hinzukommt, was auch zu einer höheren AHV-Rente führt. Auf der
anderen  Seite  reduziert  sich  mit  der  Erhöhung  des
Referenzalters auch die Bezugsdauer. Wo bezogen auf die ganze
Bezugsdauer und in der Summe der ausbezahlten AHV-Renten die
Gewinnzone höherer Monatsrenten im Vergleich zu einer um ein
Jahr längeren Bezugsdauer beginnt, lassen wir mal offen. Was
völlig klar ist: Dort, wo die Renten aus 1. und 2. Säule die
minimalen Lebenskosten nicht decken, vermag ein zusätzliches
Beitragsjahr  in  der  ersten  Säule  eine  Rentenlücke  mit
Sicherheit  nicht  auszugleichen.

Ein anderes Argument von Fabian Schäfer fand ich dann doch
eher heikel; er schreibt: Soweit Frauen im Alter tatsächlich
tiefere Einkünfte hätten, läge dies nicht an der AHV, sondern
an  den  Renten  aus  den  Pensionskassen.  Stimmt:  Für  die
Rentenhöhe sind in beiden Vorsorgesystemen die Beitragsjahre
sehr  entscheidend.  Aber:  In  der  zweiten  Säule  ist,  im
Gegensatz zur ersten Säule, die Höhe des versicherten Lohns
der zweite bestimmende Faktor für das Rentenniveau und da
wirken  sich  das  Lohnniveau  und  hier  wiederum
Lohnungleichheiten zwischen Männern und Frauen, wie sie selbst
im  öffentlichen  Bereich  nach  wie  vor  bestehen,  auf  das
Sparkapital und damit auch auf die Rentenhöhen aus. Das ist
ganz klar ein wunder Punkt, Lohnungleichheiten, Lohndumping
oder zu tiefe Lohnniveaus sind stossend. Nur, das Problem
lässt sich nicht mit dem Instrument der AHV lösen!

In besagtem NZZ-Kommentar finden sich, nachdem der Pulverdampf
etwas verflogen ist, auch noch Fakten, die in der Diskussion
über  eine  Gleichberechtigung  der  Geschlechter  in  der
Altersvorsorge halt wirklich nicht von der Hand zu weisen
sind, nämlich die Entwicklung der Lebenserwartung seit der
Gründung der AHV 1948 (s. Abb. 1): Damals betrug die restliche
Lebenserwartung einer 65-jährige Frau 14 Jahre – heute sind es
23,6  Jahre,  bei  den  Männern  ist  die  Lebenserwartung  nach



Erreichen  des  Pensionsalters  von  12,4  auf  20,8  Jahre
gestiegen. Im Jahr 2050 rechnet das BSV mit einer restlichen
Lebensdauer  von  gut  23/26  Jahren  bei  Männern/Frauen.  Die
Altersschere zwischen Männern und Frauen wird zwar kleiner,
bleibt  aber  laut  den  Prognosen  auch  langfristig  in
finanztechnisch relevantem Mass bestehen. Auch dem darf man
sich in der Diskussion über die Reform AHV 21 einfach nicht
verschliessen.

Fabian  Schäfer  plädiert  zum  Schluss  für  die
Generationengerechtigkeit in einer alternden Gesellschaft und
findet, es wäre bitter, wenn sie damit (mit dem Referendum
gegen die AHV-Reform 21) durchkämen. Persönlich sehe ich das
gleich.

Was  ist  das  Fazit?  Für  einen  Arbeitnehmerverband  ist  es
natürlich sehr zwiespältig, ein Reformpaket, das eine Erhöhung
des  Rentenalters  mit  beinhaltet,  zu  unterstützen.  Die
Geschäftsleitung  hat  auch  noch  keine  Parole  gefasst.
Persönlich bin ich der Meinung, dass die Reform AHV 21 ein
aus- gewogenes Paket darstellt, das durch die Erhöhung der
Mehrwertsteuer von der ganzen Gesellschaft mitzutragen ist und



zudem faire Übergangsbestimmungen für die Frauen vorsieht. Ich
möchte auf der anderen Seite davor warnen, andere, absolut
berechtigte  und  wichtige  Anliegen  wie  Lohn-  und
Chancengleichheit, die mit dem Instrument der AHV wirklich
nicht  gelöst  werden  können,  mit  der  Reform  AHV  21  zu
verknüpfen.  Wenn  ich  es  im  Wording  von  Fabian  Schäfer
ausdrücken  darf:  Wenn  die  Reform  AHV  21  torpediert  wird,
riskieren wir, das ganze Schiff zu versenken. Und wir alle
sitzen in diesem Boot. Sind sich die Urheberinnen und Urheber
des Referendums dessen wirklich bewusst?

Und zum Schluss noch dies: Hätten Sie gewusst, dass 1948 das
Rentenalter 65 für Männer und Frauen galt? Eine Ehepaarrente
wurde jedoch bereits ausgerichtet, wenn der Mann 65, die Frau
aber erst 60 Jahre alt war. 1957 wurde das Rentenalter der
Frauen auf 63 Jahre und 1964 auf 62 Jahre gesenkt. Mit der
AHV-Revision  von  1997  wurde  das  Rentenalter  für  Frauen
schrittweise von 62 wieder auf 64 Jahre angehoben (Quelle:
BSV, Die Geschichte der AHV, 6.3.2018). Nun ginge es back to
the roots. Eigentlich lag man/frau mit dem Rentenalter 65 von
Anfang an richtig.

Andreas Cabalzar,
Co-Präsident VBS und
Geschäftsleitungsmitglied

Korrigendum  zur  Frage  8
«Zusatzleistungen»  der
Lohnumfrage  in  der  ZV  Info
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März 2021
geschrieben von Andreas Cabalzar | Oktober 10, 2024
Entgegen unserer Mitteilung (VBS) im Rahmen der Umfrage über
Corona-Massnahmen  gibt  es  keine  kostenlose  Parkberechtigung
beim Kanton für Mitarbeitende, die temporär vom Homeoffice ins
Büro  müssen,  insbesondere  auch  nicht  im  Verwaltungsgebäude
Sinergia.

Unsere  Mitteilung  an  den  ZV  basierte  auf  einem
Missverständnis. Der Vorstand des VBS entschuldigt sich für
das Versehen.
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